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ANTRAG 
 
der Fraktion DIE LINKE 
 
 
Anforderungsgerechte Finanzierung der Hochschulen des Landes sichern -  
Nachverhandlungen zu den Finanzbedingungen der Zielvereinbarungen führen  
 

 

 

 

 

 

 

Der Landtag möge beschließen: 

 

I. Da für eine qualitativ hochwertige Forschung und Lehre eine auskömmliche und aufgaben-

gerechte Finanzierung unverzichtbar ist, nimmt der Landtag Hinweise auf eine unzu-

reichende Grundfinanzierung der Hochschulen mit Besorgnis zur Kenntnis. 

 

II. Die Landesregierung wird aufgefordert, 

 

1. auf der Grundlage der Zielvereinbarungen des Landes mit den Hochschulen Gespräche 

dahingehend aufzunehmen, ob und in welcher Höhe finanzielle Minderausstattungen 

vorliegen und worin ggf. hierfür die Ursachen zu sehen sind. 

 

2. im Ergebnis der Prüfung ggf. Maßnahmen vorzuschlagen, durch welche eine aufgaben- 

und anforderungsgerechte Finanzausstattung gesichert werden kann, und  

 

3. den Landtag bis zum 31.08.2013 über die Ergebnisse und vorgesehene Maßnahmen zu 

unterrichten, um diese in die Beratungen zum Doppelhaushalt 2014/2015 einfließen zu 

lassen.   

 

 

 

 
Helmut Holter und Fraktion 
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Begründung: 
 

Die Hochschulen des Landes kritisierten in den letzten Monaten eine unzureichende Finanz-

ausstattung, die perspektivisch zu einem strukturellen Defizit führen kann. In der Folge kann 

die Aufgabenerfüllung der Hochschulen beeinträchtigt werden. Es sind auch Wettbewerbs-

nachteile im nationalen und internationalen Wettbewerb nicht auszuschließen. 

Insbesondere die fehlenden finanziellen Möglichkeiten zu einer anforderungsgerechten 

Stellenbesetzung, zusätzliche Belastungen durch Tarifsteigerungen sowie die Substitution 

steigender Betriebskosten durch Personalkosten werden beklagt. 

Zwischen der Landesregierung und den jeweiligen Hochschulen als Partner zur Umsetzung 

der Zielvereinbarungen gibt es in der Bewertung der gegenwärtigen Situation ganz offen-

sichtlich unterschiedliche Auffassungen.  

Das Parlament muss sich nicht zuletzt wegen seiner Zustimmungspflicht zu den Zielverein-

barungen und als Haushaltsgesetzgeber unverzüglich Klarheit über die konkreten Umstände 

im Einzelnen verschaffen.  

 


